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10. Änderung Bebauungsplan „Erweiterte Siedlung“, Gemarkung Bernried gemäß § 13a BauGB 
einschließlich Präzisierung hinsichtlich Kniestock und Zwerchgiebel bei Bebauung II 

Die Gemeinde Bernried erlässt aufgrund der §§ 1a, 2 Abs. 1, 9, 10 und 13a Baugesetzbuch (BauGB), 
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO ) und der Verordnung über 
die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverord-
nung) -  jeweils  in  der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung - diese Bebau-
ungsplanänderung im beschleunigten Verfahren als 

SATZUNG 

A.    Änderung  

§ 1   Der Bebauungsplan „Erweiterte Siedlung“, Gemarkung Bernried, vom 17.07.1991 („Erstaufstel-
lung“), wird wie folgt geändert:  

1. Nördlich der Weilheimer Straße und westlich der Pointstraße zur Bahnlinie hin ist für die Bau-
zeile alternativ zur Bebauung „I+D“ auch II zulässig.  

2. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Erweiterte Siedlung“ sind alternativ sowohl Einzel-
häuser (Planzeichen        ) als auch Einzel- und Doppelhäuser (Planzeichen        )  zulässig. 
Als Mindestgrundstücksgrößen werden gem. Textlicher Festsetzungen Ziff. C.3 für das Ein-
zelhaus 750 m2 festgesetzt, für die Doppelhaushälfte 375 m2.  

3. Bei Errichtung einer Doppelhaushälfte mit unterschiedlichen Wand- und Firsthöhen (= einsei-
tiger Bestand bzw. Aufstockung der anderen Haushälfte) gilt die abweichende Bauweise 
(Planzeichen a) gem. § 22 Abs. 4 BauNVO für das Gesamtgrundstück. In der abweichenden 
Bauweise ist an der gemeinsamen Grundstücksgrenze (Realteilung!) ohne die Einhaltung 
von Abstandsflächen anzubauen, wobei aber der Höhenversatz max. 1,00 m betragen darf, 
der Versatz in der Tiefe max. 1,50 m. 

4. Die Wandhöhe der Bebauung I+D wird mit max. 5,25 m festgesetzt, die Wandhöhe der Be-
bauung mit II wird mit max. 7,50 m festgesetzt. Die max. Wandhöhe für alle Haustypen wird 
gemessen zwischen Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss und dem Schnittpunkt der aufge-
henden Außenwand mit der Dachhaut. Bestimmung unterer Bezugspunkt der max. Wandhö-
he: Die Oberkante der Rohdecke des Erdgeschosses muss mind. 0,30 m und darf max. 0,50 
m über der Oberkante der Erschließungsstraße, von der die Zufahrt erfolgt, liegen. 

5. Die Anzahl der max. zulässigen Wohnungen (WE) wie folgt ermittelt: Pro vollendeter 375 m2. 
Grundstücksfläche ist 1 Wohnung zulässig. (Beispiel: 979 m2 Grundstücksfläche: 979 m2/375 
m2/Wo = 2,61 Wo; zulässig max. 2 Wo.) Die im Plan eingetragenen Zahlen im Kreis, hier 1 
oder 2, werden gestrichen. Da, wo aus Gründen des Bestandsschutzes höhere Zahlen, z.B. 3 
im Kreis eingetragen sind, sind diese auch weiterhin verbindlich. 

6. In der Festsetzung („Planzeichenerklärung für die Festsetzungen“) wird beim 9. Planzeichen 
(= „I+D“)  der Text wie folgt gefasst: „Haustyp: Erdgeschoss, Dachgeschoßausbau bis zur 
Vollgeschossgrenze zulässig“; gestrichen werden die Worte: „Kniestock max. 1/7 der Giebel-
breite, jedoch höchstens 1,6 m“. Dafür wird ergänzt: „ebenso zulässig: „II, Haustyp: max. 2 
Vollgeschosse mit Kniestock“  

7. In der Festsetzung („Planzeichenerklärung für die Festsetzungen) wird beim 10. Planzeichen 
(= „II“)  der Text wie folgt gefasst: „Haustyp: max. 2 Vollgeschosse mit Kniestock oder Haus-
typ I+D“; ergänzt werden die Worte „Dachgeschoßausbau bis zur Vollgeschossgrenze zuläs-
sig“; gestrichen werden die Worte „mit Kniestock zwischen 1,3 und 1,6 m“.  

8. In Ziff. C. Festsetzungen durch Text wird in Nr. 5. Dachform (Hauptgebäude) nach dem 3. 
Satz ergänzt: „Bei der Bauweise „I+D“ und II sind Zwerchgiebel zulässig, und zwar unter fol-
genden Voraussetzungen: Zulässig ist pro Einzelhaus und pro Doppelhaushälfte 1 Zwerch-
giebel) mit der Dachneigung des Hauptgebäudes; Zwerchgiebelbreite max. 1/3 der traufseiti-
gen Wandlänge des Einzelhauses oder der Doppelhaushälfte. Der First des Zwerchgiebels 
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muss mindestens 0,50 m unter dem Gebäudefirst bleiben, die Ansichtsfläche des Zwerchgie-
bels darf max. 7,50 m2 betragen, wobei die Wandhöhe des Hauptgebäudes überschritten 
werden kann. Diese Ansichtsfläche wird ermittelt zwischen Wandhöhe des Hauptgebäudes 
und First Zwerchgiebel.  

9. In Ziff. C. Festsetzungen durch Text wird in Nr. 7. „Nebengebäude und Garagen“ der 2. Satz 
wie folgt gefasst: „Die Gesamtnutzflächen der Nebengebäude und Garagen dürfen je Bau-
grundstück 65 m² nicht überschreiten werden, je Doppelhaushälfte max. 60 m2.“ 

Der letzte Satz in Ziff. 7. Nebengebäude und Garagen erhält folgende Fassung: 

„Nebengebäude dürfen auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden und sind bei Ein-
zelhausgrundstücken insgesamt bis zu 16 m2, bei Doppelhausgrundstücken (= Haushälfte)  
insgesamt bis zu 8 m2 auf den Baugrundstücken zulässig, wobei die Nebengebäude max. 
2,30 m Wandhöhe und 3,20 m Firsthöhe haben dürfen und mit Satteldach zulässig sind.“ 

 

Hinweis 1: Die Vollgeschossberechnung muss sämtliche aus der Dachfläche herausragenden 
Bauteile berücksichtigen (Busse/Kraus/Rauscher/Franz/Dirnberger, 146. EL Mai 2022, BayBO 
Art. 2 Rn. 635). 

Hinweis 2: Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Bernried ist einzuhalten, wobei ein Stellplatz für 
die zusätzliche Wohneinheit erforderlich ist (Sonderfall: Bei einem Autoverzicht kann auf den 
Stellplatz verzichtet werden durch eine jederzeit widerrufbare gemeindliche, rechtsverbindliche 
Gestattung). Soweit die festgesetzten Flächen für Stellplätze hierzu nicht ausreichen, ist der 
Stellplatz für die zusätzliche WE auf dem Baugrundstück allgemein zulässig. Die einschlägigen 
Anforderungen der BayBO sind einzuhalten. 

 

 

§ 2  Die übrigen Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „Erweiterte Siedlung“ ein-
schließlich der bisherigen 9 Änderungen gelten weiter. 

 

§ 3  In Kraft treten 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V.m. Satz 4 BauGB tritt die Satzungsänderung mit der Bekanntma-
chung des Satzungsbeschlusses in Kraft. 
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Verfahrensvermerke der 10. Änderung einschließlich der Änderungssatzung 
 
1.   Der Gemeinderat Bernried hat in der Sitzung vom 19.01.2023 die Änderung des Bebauungs-

plans „Erweiterte Siedlung“, Gemarkung Bernried gemäß § 13 BauGB im beschleunigten Ver-
fahren gemäß § 13a BauGB beschlossen. 

2.  Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2  2. Halbsatz und Nr. 3 
BauGB i.V. mit § 3 Abs. 2 BauGB für den Vorentwurf der Änderung in der Fassung  vom 
16.01.2023 hat in der Zeit vom 03.02.2023 bis 03.03.2023 stattgefunden. 

3.  Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde gem. § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB mit Schreiben vom 25.01.2023 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.  

4.    Die Gemeinde hat laut Beschluss des Gemeinderats vom 09.03.2023, die Bebauungsplanände-
rung gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 16.01.2023, redakt. ergänzt am 09.03.2023,  
als Satzung beschlossen.  

5.    Die Gemeinde hat laut Beschluss des Gemeinderats vom .....02.2024, die Bebauungsplanände-
rung gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ......2024, als Satzung erneut beschlossen.  

6.   Ausfertigung der Satzung: 
 
 ..................................................... den    .............................. 
            Gemeinde 
 
 .............................................                   ................................................................... 
                      (Siegel)                                            Dr. Malterer, Erster Bürgermeister 
 
6.    Die Satzungsänderung wurde neu bekannt gemacht am .........2024  gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 

BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Die Satzungsänderung ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2, sowie Abs. 4 und § 215 Abs. 1 BauGB wurde hingewiesen. 
Die Satzung einschließlich Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in 
der Gemeinde Bernried zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt Auskunft 
erteilt.  

 ..........................................  den........................ 
  Gemeinde 
 
 .........................................            ..................................................................... 
                (Siegel)                               Dr. Malterer, Erster Bürgermeister 
 

Gemeinde Bernried a. Starnberger See - 10. Änderung  
„Erweiterte Siedlung“, Gemarkung Bernried gemäß § 13a BauGB 
einschließlich Präzisierung hinsichtlich Kniestock und Zwerchgiebel bei Bebauung II 
 
Stand:  16.01.2023 
redakt. ergänzt: 09.03.2023 
geändert: 18.12.2023 
 
Städtebau:              
Dipl.Ing. Rudolf Reiser, Architekt, Regierungsbaumeister      
Aignerstraße  29           81541 München  
Tel. 089/695590 • Fax. 089/ 6921541 / 51877446 E-Mail: staedtebau.reiser@t-online.de  
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B. Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB i.V. mit § 13 Abs. 1 BauGB 

Der Bebauungsplan „Erweiterte Siedlung“, ist seit 17.07.1991 in Kraft. Der Bebauungsplan 
„Erweiterte Siedlung“ wurde bisher neunmal geändert.  

 

Ausgangslage 

Bebauungsplanänderungen erfolgten bisher regelmäßig aus städtebaulichen Gründen, um 
die gestiegenen Anforderungen des Städtebaus oder des Immissionsschutzes zu berück-
sichtigen, insbesondere aber auch um die privaten Wünsche nach Erweiterung und Verdich-
tung berücksichtigen. Immer da, wo vergleichbare Fälle im Geltungsbereich zum Tragen 
kommen, wurden die einzelnen Änderungen auch für den Gesamtbereich als zulässig fest-
gesetzt, um eine Gleichbehandlung der Grundstücksbesitzer zu erreichen. Bisher wurde von 
Befreiungen regelmäßig abgesehen, um keine Präzedenzfälle zu schaffen.  

 

Städtebauliche Ziele der 10. Änderung 
Vorrangige Innenentwicklung und Nachverdichtung  

Lt. Baugesetzbuch kommt der vorrangigen Innenentwicklung und der sparsamen Verwen-
dung von Boden Priorität bei Entwicklung der Bebauung zu. Hierzu gehört auch die Unter-
bringung des ruhenden Verkehrs zugeordnet auf den jeweiligen Baugrundstücken. Dies kor-
respondiert mit dem Ziel der Landesplanung, die Flächeninanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen zu verringern. 

In verschiedenen Klausurtagungen hat der Gemeinderat zum Ausdruck gebracht, dass er die 
Innenentwicklung und Nachverdichtung unterstützen will. Gleichzeitig aber will die Gemeinde 
wegen der Lage am Starnberger See und den exorbitanten Grundstückspreisen die entste-
hende Verdichtung und insbesondere die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten auch zu-
künftig steuern.  

Um die Belastungen für das Orts- und Landschaftsbild und die jeweilige Nachbarschaft in 
Grenzen zu halten, soll die Nachverdichtung möglichst nicht durch die Verbauung von weite-
ren Freiraumflächen zusätzlich zu den bisher zulässigen Grundflächen erfolgen, sondern 
durch eine Bauentwicklung maßvoll in die Höhe. Um bei einem Abbruch und Neubau die 
Wandhöhen in Grenzen zu halten und die gewünschte „Dörflichkeit“ zu sichern, muss dabei 
zusätzlich immer die Wandhöhe bei eingeschossigen Gebäuden von max. 5,25 m eingehal-
ten werden, bei zweigeschossigen Gebäuden eine solche von max. 7,50 m.  

 

Änderung bei der Geschossigkeit, Zulassung von Einzel- und Doppelhäusern 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Erweiterte Siedlung“ ist bisher in Teilbereichen 
eine eingeschossige Bebauung (= I+D; mit der einschränkenden Bedingung, dass das 
Dachgeschoss kein Vollgeschoss sein darf), als auch eine zweigeschossige Bebauung (= II) 
zulässig. lediglich eine Bebauung von I+D festgesetzt. Teilweise sind Doppelhäuser vorhan-
den, daneben nur Einzelhäuser zulässig. Insgesamt erscheinen die Festsetzungen nicht 
durchweg schlüssig. 

Z.B. sind in der Baureihe westlich der Pointstraße bereits 2 Doppelhäuser mit real geteilten 
Haushälften verwirklicht. Oft sind die Grundstücke auch nach WEG geteilt und mit doppel-
hausartigem Gebilde bebaut. Dies führt im Einzelfall bei unterschiedlichen Eigentümern und 
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Vererbungen durchaus zu Problemen. Östlich der Pointstraße ist eine übliche Stockhausbe-
bauung zulässig.  

Nachdem auf der Westseite jenseits der Bahnlinie bereits eine umfangreiche Bebauung vor-
handen ist, wird durch die nunmehrige alternative Regelung entweder I+D oder II (neu) kein 
schützenswerter Ortsrand beeinträchtigt. Die übliche zweigeschossige Bebauung bietet zu-
dem den Vorteil, auf Dachaufbauten/Zwerchgiebel zu verzichten, Außenflächen zu optimie-
ren und energetische bessere Bedingungen zu schaffen.  

 

Neuregelung des Dachgeschoßausbaus bei I+D; Vollgeschossgrenze; Zwerchgiebel 

Die zulässige Vergrößerung des Dachgeschosses wird so geplant, dass z.B. die zusätzliche 
Verdichtung in die Höhe durch z.B. Vergrößerung des Dachgeschosses bis zur Vollge-
schossgrenze erfolgen kann einschließlich Zwerchgiebel. Bei der Berechnung der Grund-
fläche des Dachgeschosses ist die Fläche eines nunmehr zulässigen Zwerchgiebels zu be-
rücksichtigen. 
Oberste Grenze für diese bauliche Erweiterung in die Höhe ist die Vollgeschossgrenze für 
das Dachgeschoss gem. Art. 83 BayBO i.V. mit § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestim-
mung des Vollgeschosses im Landesrecht. Es gilt insoweit Art. 2 Abs. 5 BayBO in der bis 
zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung fort. 

Die Vollgeschossberechnung muss sämtliche aus der Dachfläche herausragenden Bauteile 
berücksichtigen (Busse/Kraus/Rauscher/Franz/Dirnberger, 146. EL Mai 2022, BayBO Art. 2 
Rn. 635). 

 

Um bei der Bebauung I+D und II die Belichtung und Belüftung im Dachgeschoss zu verbes-
sern, werden Zwerchgiebel zugelassen: 

Zulässig ist 1 Zwerchgiebel pro Einzelhaus, und 1 Zwerchgiebel pro Doppelhaushälfte mit 
der Dachneigung des Hauptgebäudes; Zwerchgiebelbreite max. 1/3 der traufseitigen Wand-
länge des Einzelhauses oder der Doppelhaushälfte. Der First des Zwerchgiebels muss min-
destens 0,50 m unter dem Gebäudefirst bleiben, die Ansichtsfläche des Zwerchgiebels darf 
max. 7,50 m2 betragen, wobei die Wandhöhe des Hauptgebäudes überschritten werden 
kann. Diese Ansichtsfläche wird ermittelt zwischen Wandhöhe des Hauptgebäudes und First 
Zwerchgiebel. 

Wegen der geringen Dachneigung von 23 – 27° werden Dachgauben – wie bisher schon – 
ausgeschlossen aus Gründen der Baugestaltung und der Berücksichtigung energetisch an-
gepassten Bauens.  

 

Neuregelung der max. Anzahl der Wohneinheiten in Bezug zur Grundstücksgröße 

Die Regelung zur zulässigen Anzahl der Wohneinheiten wird grundlegend überarbeitet, um 
Spekulationen auszuschließen. Derzeit ist die Anzahl der max. zulässigen Wohnungen in der 
Planzeichnung durch Zahlen im Kreis in der Planzeichnung eingetragen regelmäßig beim 
Einzelhaus 2 WE, bei Doppelhäusern pro Doppelhaushälfte 1 WE. Zwischen den Baugrund-
stücksgrenzen, die im Bebauungsplan aufgrund der Regelungen des § 9 Abs. 1 BauGB nur 
als Hinweise zulässig sind, ist die Regelung rechtlich ggf. fragwürdig. Sie wird daher wie folgt 
neu gefasst: 
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Die Anzahl der max. zulässigen Wohnungen (WE) wird zukünftig wie folgt ermittelt:  

Pro vollendeter 375 m2. Grundstücksfläche ist 1 Wohnung zulässig.  

(Beispiel: 979 m2 Grundstücksfläche: 979 m2/375 m2/Wo = 2,61 Wo; zulässig max. 2 Wo.  

Die im Plan eingetragenen Zahlen im Kreis, hier 1 oder 2, werden gestrichen. Da, wo aus 
Gründen des Bestandsschutzes höhere Zahlen, z.B. 3 im Kreis eingetragen sind, sind diese 
auch weiterhin verbindlich und dürfen nicht überschritten werden. 

 
Zulässige Grundfläche pro Einzelhaus bzw. pro Doppelhaushälfte 
Mit der 7. Änderung wurde die zulässigen Grundfläche bereits erhöht auf 190 m2 für das Ein-
zelhaus, und mit 105 m2 für die Doppelhaushälfte. Dies sichert zusätzliche Möglichkeiten der 
Nachverdichtung, insbesondere bei Sanierung und Neubau.  
 
Zum Doppelhausbegriff 
Gem. laufender Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 05.12.2013, Av. 
4C/5/12 und des Bayer. Verwaltungsgerichtshofes vom 12.11.2012, Az. M 8 K 12.1764 gilt das 
Wesen des Doppelhauses folgender Leitsatz: 

„Ist ein unbeplanter Innenbereich in offener Bauweise bebaut, weil dort nur Einzelhäuser, 
Doppelhäuser und Hausgruppen im Sinne von § 22 Abs. 2 BauNVO den maßgeblichen 
Rahmen bilden, so fügt sich ein grenzständiges Vorhaben  im Sinne von § 34 Abs. 1 BauGB 
grundsätzlich nicht nach der Bauweise ein, das unter Beseitigung eines bestehenden Dop-
pelhauses grenzständig errichtet wird, ohne mit dem verbleibenden Gebäudeteil ein Doppel-
haus zu bilden. Ein solches Vorhaben verstößt gegenüber dem Eigentümer der bisher be-
stehenden Doppelhaushälfte grundsätzlich gegen das drittschützende Gebot der Rück- 
sichtnahme.“ 

Das VGH München hat zu diesem Thema mit Datum vom 31.01.2011 (Az. 1 N 09.582) fol-
gendes Urteil gesprochen: 
Wenn durch eine Bebauungsplanänderung, die die Nachverdichtung einer in offener Bau-
weise (§ 22 II BauNVO) errichteten Wohnbebauung bezweckt, auch die einseitige Erhöhung 
aneinander gebauter eingeschossiger Gebäude um ein zweites Vollgeschoss ermöglicht 
werden soll und diese hierdurch ihre Eigenschaft als Doppelhaus i. S. von § 22 II S. 1 BauN-
VO verlieren, muss die Gemeinde für die betroffenen Grundstücke eine diese Art der Bebau-
ung ermöglichende besondere (abweichende) Bauweise (§ 22 IV S. 1 BauNVO) festsetzen. 
Um die einseitige Aufstockung von Doppelhaushälften nach Vorgabe der Änderungssatzung 
zu ermöglichen ist die abweichende Bauweise festzusetzen. 
 

Diese Anforderung wird durch die Bebauungsplanänderung  mit der Regelung in § 1 Nr. 3. 
der Änderungsfestsetzungen mit der neuen Ausnahme abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 
BauNVO) geregelt. 
 
Unterschiedliche Wandhöhen von Doppelhaushälften („Höhenversatz“) und Versprünge im 
Grundriss 

Der Begriff des Doppelhauses ist planungsrechtlich durch eine umfangreiche Rechtsspre-
chung detailliert und geklärt (u.a. BVerwG Beschl. v. 13.11.2017 - 4 B 23/17, NVwZ 2018, 
176 [177 Rn. 10], BVerwG Beschl. v. 1.2.2016 - 4 BN 26.15, BeckRS 2016,Rn. J; BVerwG 
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Urt. v. 19.3.2015 - 4 C 1 2/14, NVwZ 2015, 1769 [1770 Rn. 16]; Boeddinghaus in Boeddin-
ghaus/Grigoleit, BauNVO, 6. Aufl. 2014, § 22 Rn. 17).  

Um gegenseitige Beeinträchtigungen der jeweils anderen Haushälfte in Grenzen zu halten, 
wurde in Ziff. 3. festgesetzt, dass der Höhenversatz max. 1,00 m betragen darf, der Versatz 
in der Tiefe max. 1,50 m.  

Eine einseitige Aufstockung und damit ein entstehender Höhenversatz unterstützt das städ-
tebauliche Ziel, eine Nachverdichtung auch der einzelnen Haushälfte zu planen. Damit kann 
das Dachgeschoss besser ausgebaut werden, und es können die heutige umfangreichere 
Wärmedämmung untergebracht werden.  

 
Die übrigen Änderungen sind untergeordnet und beabsichtigen, im Gemeindebereich, z.B. 
Bebauungsplan „Tratteile“, vergleichbare Regelungen mit dem Ziel der Gleichbehandlung 
der Grundeigentümer, zu schaffen. 
 
Wegen des insgesamt bereits bebauten Planbereichs und der neuzeitlichen Bausubstanz 
wird allenfalls von einer schrittweisen Verdichtung der Bestandsbebauung ausgegangen. 

 

Bisher ungenutzte Potentiale bei der zulässigen Grund- und Geschossfläche 

Unabhängig davon bleibt noch die Möglichkeit des Bauwerbers in dem Fall, bei nicht ausge-
schöpfter Grundfläche, z.B. beim Einzelhaus mit 190 m2, dieses noch vorhandene Potential 
an Grundfläche auch auszuschöpfen. Ggf. ist dies im Einzelfall nicht einfach und vielleicht 
wirtschaftlich wegen der vorhandenen Grundrisse und Belichtungen schwierig, was aber 
Sache des Bauwerber ist. 

Durch die geringe Erhöhung der Wandhöhe und Einplanung zusätzlicher Wärmedämmmaß-
nahmen ändern sich die entstehenden Baumassen und die bekannten Abstände zwischen 
den Wohngebäuden strukturell nur in geringen Umfang, ebenso die Verschattungen der 
Nachbarschaft (Vertrauensschutz B-Plan).  

Bei der Bebauung I+D werden Zwerchgiebel zur besseren Belichtung des Dachgeschosses 
zugelassen. Der Ausschluss von Dachgauben bleibt, da diese bei den flachen Dachneigun-
gen von 23 – 27 ° aus fachlicher Sicht zu einer (vermeidbaren) Verunstaltung führen. 

 

Erhöhung der zulässigen maximalen Nutzfläche bei Garagen- und Stellplatzflächen 

Die Erhöhung der Gesamtnutzflächen erfolgt, damit die Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Bernried eingehalten werden kann, und dass die heute gewünschten etwas größeren Ne-
bengebäude realisiert werden können (z.B. Gartengeräte, Holzlegen, Radlabstellflächen 
usw.). 

 
Artenschutz 

Die Einzelheiten der Bebauung richten sich nach dieser Bebauungsplanänderung und nach 
dem nach wie vor geltenden Bebauungsplan "Erweiterte Siedlung". Brachflächen oder ex-
tensiv genutztes Grünland sind nicht vorhanden. Deshalb ist das Gebiet selbst kein Lebens-
raum für besonders empfindliche Tiergruppen. Es wird dem Bauherrn empfohlen, keine 
Baumfällungen während der Brutzeit von Vögeln (März bis September) vorzunehmen und 
vor Baubeginn den Bau- und Grünbestand auf das Vorhandensein etwaiger geschützter 
Tierarten zu untersuchen.  
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Im Vorfeld von Gebäudeabrissen bzw. Teilabrissen von Dachstühlen ist durch eine fachkun-
dige Person (z.B. Biologe) zu prüfen, ob streng geschützte gebäudebewohnende Arten vor-
handen sind. Je nach Ergebnis müssen bestimmte Minimierungs- und Kompensationsmaß-
nahmen ergriffen werden (z.B. Abriss zu bestimmter Jahreszeit, Bergung  von Einzeltieren, 
geeignete Ersatzquartiere am Neubau in ursprünglicher Höhe und Himmelsrichtung), die in 
einem Gutachten festgelegt werden. Dieses Gutachten ist frühzeitig der Unteren Natur-
schutzbehörde einzureichen.  

 

Eingriffsregelung  

Anforderungen aufgrund der Eingriffsregelung ergeben sich im Übrigen nicht. Die Zulässig-
keit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer UVP unterliegen, wird nicht be-
gründet (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB), ebenso liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter vor. Nach Abs. 3 wird da-
her von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, dem Umweltbericht nach § 2 a und von der An-
gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB abgesehen.  

 
Verfahren 

Nachdem die Geschossigkeit von im westlichen Planbereich zwischen Pointstraße und 
Bahnlinie von I+D alternativ auch mit II neu festgesetzt wird, wird diese Änderung im be-
schleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt, wobei das vereinfachte Verfahren 
angewandt wird.  

 
 
 

Stand:   16.01.2023  
redakt. ergänzt:  09.03.2023 
geändert: .....01.2024 
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Tel. 089/695590 • Fax. 089/ 6921541 / 51877446 E-Mail: staedtebau.reiser@t-online.de  


